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Liebe Leserinnen
und Leser

Kalter Kaffee statt neuer Konzepte

Es würde sein großer Tag werden, mag sich Kultusminister Busemann (CDU)
vorher gedacht haben. Aber seine Regierungserklärung zur Schulpolitik of-
fenbarte nur eins: Diese Landesregierung versucht mit den Konzepten von
gestern die Probleme von morgen zu lösen. Das aber muss schief gehen.

Die Erwartungen waren groß, als Kultus-
minister Busemann seine Regierungserklä-
rung zur Schulpolitik begann. Schließlich
hatte am Tag zuvor eine Untersuchung der
OECD dem deutschen Bildungssystem ek-
latante Mängel bescheinigt: Es sei im in-
ternationalen Vergleich unterfinanziert, in
den deutschen Schulen werde zu sehr auf
das Aussortieren vermeintlich schlechterer
Schüler und zu wenig auf die individuelle
Förderung abgestellt. Was würde Buse-
mann zu dieser ernüchternden Einschät-
zung durch renommierte Bildungsforscher
sagen?

Die Antwort ist traurig: Gar nichts. Das
mag auch daran gelegen haben, dass der
Kultusminister internationale Vergleichs-
studien schon zuvor als »langweilig«, »er-
müdend« und »überflüssig« bezeichnet
hatte. Ein Schüler, der sein Zeugnis so
wenig ernst nimmt, müsste um seine Ver-
setzung bangen.

Busemann versuchte ein Bild von der
»schönen neuen Schul-Welt« in Nieder-
sachsen zu zeichnen, das mit der Realität
wenig zu tun hat. Entsprechend deutlich
fiel die Reaktion von Wolfgang Jüttner,
bildungspolitischer Sprecher der SPD-
Fraktion, aus. »Wir haben einen Kultus-
minister erlebt, der sich beruflich neu ori-
entieren will – als Legendenstricker«. Die
Schulrealität sieht anders aus, stellte Jütt-
ner dar: er verwies auf die schlechte Un-
terrichtsversorgung, die die Landesregie-
rung mit plumpen Rechentricks zu ver-
schleiern versucht. Er kritisierte, dass die
Klassen immer größer werden und folg-
lich die individuelle Förderung der Schü-
lerinnen und Schüler leidet. Und er beton-
te, dass die massiven Kürzungen der Lan-
desregierung – Eltern müssen die Schul-
bücher selbst bezahlen, für Sprachförde-
rung und Hausaufgabenhilfe gibt es kein
Geld vom Land mehr – gerade sozial
schwache Familien treffen. Besonders
dreist sei es, dass der Minister sich der

Genehmigung neuer Ganztagsschulen
rühme, obwohl er keinen einzigen zusätz-
lichen Cent für die erforderlichen Lehrer-
stellen zur Verfügung stelle. Jüttner ver-
wies auf zukunftsweisende Themen wie
Sprachförderung, selbstständige Schule,
Hochbegabtenförderung, Modernisierung
der Eingangsstufe an Grundschulen und
dem frühen Lernen von Fremdsprachen
Das sind aber Dinge, die vor 2003 im
Niedersächsischen Kultusministerium qua-
lifiziert entwickelt worden sind.
In seiner Rede zitierte Jüttner den Schul-
leitungsverband Niedersachsen, der sehr
deutlich darstellte, dass sich die Umset-
zung neuer Erlasse und Verordnungen in
den Schulen als schwierig gestalte und
feststellte, dass die Verärgerung in den
Schulen zunimmt. Dem Kultusminister
kann man nur sagen: nichts ist paletti an
unseren Schulen.

Anders als Busemann blieb Jüttner aber
nicht bei der Beschreibung des status quo
stehen, sondern zeigte auch Perspektiven
auf. Die SPD strebe ein Schulsystem an,
dass die Qualität des Unterrichts in den
Mittelpunkt rücke. »Statt in die Qualifizie-
rung der Lehrerinnen und Lehrer zu inves-
tieren, streicht diese Landesregierung aber
die Mittel für Fortbildungen zusammen«,
so Jüttner. Angesichts der steigenden An-
forderungen des Arbeitsmarktes und des
absehbaren Fachkräftemangels müsse
das Bildungssystem allen Schülern die
Chance auf individuelle Entwicklung ge-
ben. Das im neuen Schulgesetz festge-
schriebene dreigliedrige Schulsystem
schaffe hingegen neue Barrieren. Deshalb
so Jüttners Fazit, »ist das dreigliedrige
Schulsystem nicht die Lösung, sondern Teil
des Problems.«

Mehr Infos unter:
http://www.spd-landtag-nds.de/web/
content.jsp?preview=true&nodeId=6459
&lang=de (Achtung, geschützter Bereich,
s. Artikel S. 2)

Christian Wulff verschenkt jedes Jahr
520 Millionen Euro. So viel könnte
Niedersachsen mehr einnehmen,
wenn Wulff den Subventionsabbau im
Bundesrat nicht aus rein parteitakti-
schen Motiven blockieren würde.
Doch statt bei den Subventionen zu
sparen, kürzt diese Landesregierung
bei den Schwächsten der Gesellschaft
– bei behinderten, kranken und alten
Menschen.

Wir wollen als SPD-Landtagsfraktion
in Zukunft noch breiter über die Poli-
tik der Regierung Wulff und vor allem
unsere eigenen Konzepte informieren.
Deshalb werden wir nach jeder Land-
tagssitzung einen »online TiL« veröf-
fentlichen, in dem wir über die wich-
tigsten Themen berichten. Im Internet
finden Sie weitere Informationen – vor
allem in unserem Passwort-geschütz-
ten Bereich »Netzwerk Niedersach-
sen«.

Ich wünsche Ihnen und euch viel Spaß
beim Lesen und würde mich über Re-
aktionen zu dieser ersten Ausgabe
des »online TiLs« sehr freuen.
Euer
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Heiner Bartling; Innenpolitischer
Sprecher der SPD-Fraktion

Eklat im Landtag: Möllring unterstellt Heiner Bartling kriminelle Machenschaften

Im Landtag gehen die Wogen öfter mal hoch. Einen solchen Eklat hat es aber schon lange nicht mehr gegeben: Finanzmi-
nister Möllring (CDU) beschuldigte den SPD-Abgeordneten Heiner Bartling, während seiner Amtszeit als Innenminister
kriminelle Machenschaften im Zusammenhang mit der Spielbank in Hittfeld (Kreis Harburg) »gedeckt« zu haben. Nach-
dem Möllring eine Entschuldigung für diese Entgleisung verweigerte, verließen die SPD-Abgeordneten die Landtagssit-
zung. Nun ermittelt die Staatsanwaltschaft gegen Möllring.

Eigentlich ging es bei der Plenarsitzung
am 16. September um den Gesetzentwurf
von CDU und FDP zur Privatisierung der
niedersächsischen Spielbanken. Der in-
nenpolitische Sprecher der SPD-Fraktion
Heiner Bartling hatte in einer betont sach-
lichen Rede die schwerwiegenden Beden-
ken der SPD gegen den Verkauf der Spiel-
banken erläutert. Doch dann ergriff Fi-
nanzminister Möllring das Wort. Statt die
politische Auseinandersetzung mit den
Argumenten der Opposition zu suchen,
griff er ganz tief in die Schmuddelkiste: Er
warf Bartling vor, als Innenminister ge-
meinsam mit seinem damaligen Staatsse-
kretär Lichtenberg kriminelle Machen-
schaften in der Spielbank Hittfeld »ge-
deckt« zu haben. Im Klartext: Möllring
unterstellte, Bartling und Lichtenberg hät-
ten sich der Strafvereitelung im Amt und
der Beihilfe zum Betrug schuldig gemacht.
Zur Erinnerung: Ende der 90er Jahre kam
es in Hittfeld zu technischen Manipulatio-
nen an Rouletttischen, die selbst der TÜV
nicht nachweisen konnte. Unmittelbar
nach seinem Amtsantritt als Innenminister
griff Bartling gemeinsam mit seinem da-
maligen Staatssekretär Werner Lichten-
berg in der Affäre hart durch und deckte
den Skandal damit auf. Möllring, der
schon damals im Landtag saß, war wie
alle anderen Abgeordneten genauestens
über die Vorfälle informiert. Seine eigene

Fraktion lobte Bartling damals für sein
konsequentes Vorgehen – das einigen
CDU-Politikern allerdings zu weit ging: sie
fürchteten, Spieler könnten durch die ver-
schärften Sicherheitsmaßnahmen »abge-
schreckt« werden. Als Mitglied der Lan-
desregierung hat Möllring Zugang zu
sämtlichen Akten. Er musste also wissen,
dass Bartling sich nichts, aber auch gar
nichts vorzuwerfen hat.

Unmittelbar nach Möllrings Skandal-Rede
ergriff Bartling das Wort und forderte eine
Entschuldigung. Möllring jedoch bekräf-
tigte seine Vorwürfe. Offensichtlich war
seine Äußerung kein Ausrutscher in der
Hitze des Gefechts, sondern eine gezielte
Provokation. Nachdem das stenografi-
sche Protokoll der Rede vorlag, beantrag-
te die SPD-Fraktion die sofortige Einberu-
fung des Ältestenrats, um den Vorgang
sachlich zu klären. CDU und FDP lehnten
dies ab. Damit bleib den SPD-Angeord-
neten nichts anderes übrig, als den Ple-
narsaal zu verlassen.
Da sich Möllring auch am Folgetag zu
keiner Korrektur seiner Äußerungen be-
reit erklärte, haben Bartling und Lichten-
berg bei der Staatsanwaltschaft Hanno-
ver inzwischen Strafanzeige wegen Ver-
leumdung erstattet.
Über die Gründe von Möllrings Pöbelei
kann man nur spekulieren. Vielleicht lie-

gen die Nerven des Herrn Finanzminis-
ters schlicht deshalb blank, weil Heiner
Bartling mit seiner sachlichen Kritik an
zentralen innenpolitischen Projekten der
Landesregierung immer mehr Gehör fin-
det.
Mehr Infos unter: http://www.spd-land-
tag-nds.de/web/content.jsp?nodeId=
6458&lang=de (Achtung, geschützter
Bereich, s. Artikel S. 2)

Das »Niedersachsen-Netzwerk«
Interne Informationen im geschützten Bereich

des Fraktions-Internetauftritts

Für interne Informationen hat die SPD-Landtagsfraktion
das »Niedersachsen-Netzwerk« aufgebaut. Registrierte
User können sich auf der Internetseite http://www.spd-
landtag-nds.de mit ihrem Passwort Zugang zum ge-
schützten Bereich verschaffen. Hier sind zahlreiche ex-
klusive Auskünfte über die Arbeit und Planungen, Strate-
gie und Hintergründe zu finden; es gibt Downloads für
Flugblätter u.v.m.

Die weiterführenden Informationen, die in diesem online-
TIL verlinkt sind, können ebenfalls nur über das geschütz-
te »Niedersachsen-Netzwerk« aufgerufen werden.
Neue Zugangsberechtigungen können zeitnah über Thi-
lo Scholz (thilo.scholz@lt.niedersachsen.de, Tel. 0511/
3030-4038) unter Angabe von Namen, eMail-Adresse,
Telefonnummer und Wohnort vergeben werden.

Impressum:
SPD-Fraktion im Niedersächsischen Landtag
Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 1; 30159 Hannover
V.i.S.d.P.: Dr. Cornelius Schley, Geschäftsführer SPD-Fraktion Niedersachsen
Die SPD-Landtagsfraktion haftet nicht für fremde Inhalte von Internetseiten,
zu denen man durch externe Links gelangt.

Termine
Kommunalpolitische Tagung der SPD-Landtagsfraktion auf Einladung des
SPD-Fraktionsvorsitzenden Sigmar Gabriel
Themen: Konnexität, Änderungen an der NGO, HARTZ IV und kommunale
Finanzen
Dienstag, 05. Oktober 2004, 10–13h; Raum 122, Niedersächsischer Land-
tag, Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 1, 30159 Hannover
Um Anmeldungen wird bis zum 01.10.2004 an:
Thilo.Scholz@lt.niedersachsen.de gebeten.
Landtagsplenum
27.–29. Oktober 2004
Friedrich-Ebert-Stiftung im Landtag; Start der Reihe »familienfreundliches
Niedersachsen«
Mittwoch, 27. Oktober 2004, 12.30h im Restaurant Leineschloss, Hinrich-
Wilhelm-Kopf-Platz 1, 30159 Hannover
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Hartz IV: Großen Worten müssen jetzt Taten folgen

Ab dem 1. Januar 2005 wird es für alle arbeitslose Hilfeempfänger hinsichtlich der Leistungshöhe und der Arbeits- und
Qualifizierungsangebote keinen Unterschied mehr machen, ob sie vorher Arbeitslosengeld bezogen haben oder nicht.
Künftig kommt es nur noch auf ihre Arbeitsfähigkeit an. Arbeitsfähigen Hilfeempfängern stehen in Zukunft alle Instru-
mente der aktiven Arbeitsmarktpolitik offen. Vermittlungsanstrengungen werden durch eine bessere Betreuungsquote
erhöht und Hilfen aus einer Hand erbracht. Davon profitieren alle Hilfeempfänger.

Polizeireform beschlossen
Die mit den Stimmen von CDU und FDP beschlossene Polizeistrukturreform ist in
erster Linie eine Folge der voreilig, ohne vorherige ergebnisoffene Aufgabenkritik
und ohne Folgekostenabschätzung beschlossenen Zerschlagung der Bezirksregie-
rungen. Es handelt sich bei Gesetz zur Umorganisation der Polizei jedoch um weit
mehr als eine harmlose Organisationsveränderung. Die SPD-Landtagsfraktion hat
das Gesetz aus drei Gründen abgelehnt: Der Gesetzentwurf ignoriert erstens das
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum großen Lauschangriff, zweitens ist die
Finanzfolgenabschätzung nichts anderes als eine traurige Fortsetzung der Trickserei
bei den Zahlen zur Verwaltungsreform und drittens zementiert dieser Gesetzentwurf
eine Polizeiorganisation, die auf eine zivile Vernetzung des Polizeiapparates voll-
ständig verzichtet.

Der vom Gesetz beschrittene Weg der Umorganisation der Polizei ist inhaltlich falsch,
weil zugunsten eines straff hierarchisch organisierten Polizeiapparates vollständig
auf jede zivile Vernetzung der Polizei verzichtet werden soll. Nicht nur durch Her-
auslösung der Polizei aus den Bezirksregierungen wird die zivile Vernetzung der
Polizei aufgehoben: Auch die organisatorische Einheit zwischen Landkreisen und
Polizeiinspektionen wird aufgegeben, ohne dass dafür überzeugende Gründe ge-
nannt werden können. Es liegt auf der Hand, dass weder die Aufklärung noch die
Prävention von Straftaten besser organisiert werden können, wenn die hierfür erfor-
derlichen Fachleute der Polizei nicht mehr an Ort und Stelle – da wo sie gebraucht
werden –, sondern weit weg an vermeintlich zentraler Stelle vorgehalten werden.
Eine solche Organisation der polizeilichen Arbeit ist nicht nur teuer, sondern führt
auch zu längeren Wartezeiten für den Bürger und zu einem Wiederaufleben der
Aufteilung zwischen Schutz- und Kriminalpolizei. Die SPD-Landtagsfraktion hält es
deshalb für wesentlich effizienter, alle Polizistinnen und Polizisten zu Spezialisten
bei der Aufnahme von Alltagskriminalität auszubilden als dies einigen wenigen
ausgewählten Spezialisten an zentralen Standorten zu überlassen. Der Arbeitsall-
tag eines Polizisten aus der Polizeistation vor Ort wird künftig darin bestehen, die
Kollegen aus der zentralen Inspektion anzurufen und auf deren Eintreffen zu war-
ten. Es besteht Anlass zu der Befürchtung, dass CDU und FDP diese organisatori-
schen Veränderungen zur Wiedereinführung des mittleren Dienstes in der Polizei
nutzen wollen.
Mehr Infos unter: http://www.spd-landtag-nds.de/web/content.jsp?nodeId=6446&
lang=de (Achtung, geschützter Bereich, s.Artikel S.2)

Mehr als 90 Prozent aller bisherigen So-
zialhilfe- und Arbeitslosenhilfeempfänger
mit aufstockender Sozialhilfe erhalten in
Zukunft höhere Leistungen als heute.
Erstmals werden alle bisherigen Sozialhil-
feempfänger in die gesetzliche Sozialver-
sicherung einbezogen. Besonders profitie-
ren werden allein Erziehende und ihre
Kinder.

Jüngere Langzeitarbeitslose sind ebenfalls
Nutznießer der Reform. Alle Hilfeempfän-
ger unter 25 Jahren erhalten ein Angebot
auf Ausbildung, Arbeit oder Qualifizie-
rung, damit keine »Hilfekarrieren« entste-
hen.

Insgesamt werden sehr viel weniger Men-
schen sehr viel geringere Einbußen in
Kauf nehmen müssen als Populisten von
links und rechts Glauben machen wollen.
Die Verunsicherung der Bevölkerung ist
aber auch darauf zurückzuführen, dass
z.B. ein Ministerpräsident Wulff trotz sei-
ner Zustimmung im Vermittlungsausschuss
selten darauf hinwies, wie wichtig und
grundsätzlich richtig die Reform ist. Statt
sich um Aufklärung zu bemühen, wurde
verschleppt und parteitaktisch agiert.

In Wahrheit wollte Christian Wulff Hartz
IV massiv verschärfen. Gemeinsam mit
den anderen Ministerpräsidenten aus der
Union wollte er:
1. einen deutlich niedrigeren Freibetrag

bei der Anrechnung des Vermögens
von Kindern;

2. eine gegenseitige Unterhaltspflicht für
Eltern und Kinder; jetzt endet die Un-
terhaltspflicht in der Regel mit dem 18.
Lebensjahr

3. die Einbeziehung von Hilfeempfän-
gern in die gesetzliche Rentenversiche-
rung.

Auch bei dem nun von der Landesregie-
rung vorgelegten Gesetzentwurf zur Aus-
führung von Hartz IV in Niedersachsen
gibt es Ungereimtheiten und Ungerechtig-
keiten: So zeigen Berechnungen aus dem
Vermittlungsausschuss, dass Niedersach-
sen aus der Reform des Wohngeldgeset-
zes und der Eingliederungshilfe Nettoein-
sparungen in Höhe von rund 150 Millio-

nen Euro erwachsen. Diese Mittel sollten
– so hatten es Bund und Länder verein-
bart – ungeschmälert an die Kommunen
weitergeleitet werden. Die Landes-
regierung aber rechnet lediglich mit
Nettoeinsparungen in Höhe von 90 Milli-
onen. Sie hat es bis heute versäumt nach-
zuweisen, wie sie auf eine Nettoeinspa-
rung kommt, die zu Gunsten des Landes
und zu Lasten der Kommunen auf 60 Mil-
lionen Euro weniger kommt als im Ver-
mittlungsausschuss errechnet.

Die SPD hat dem Ausführungsgesetz zu
Hartz IV in Niedersachsen dennoch zu-

gestimmt. Denn wir meinen, dass diese
Arbeitsmarktreform unverzichtbar ist –
trotz aller Härten, die sich für einige Be-
troffene ergeben können. Jetzt wird es lan-
despolitisch darauf ankommen, der Lan-
desregierung bei der Entlastung der Kom-
munen genau auf die Finger zu schauen.
Wir werden jedenfalls nicht zulassen,
dass sich die Landesregierung einmal
mehr auf Kosten der Städte und Gemein-
den bereichert.
Mehr Infos unter: http://www.spd-land-
tag-nds.de/web/content.jsp?nodeId=
6460&lang=de (Achtung, geschützter
Bereich, s. Artikel S. 2)
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Regierungsfraktionen verweigern die Einbeziehung
des Landtags bei der Entscheidung über eine weitere

Elbvertiefung
In der Debatte um eine weitere Elbvertiefung haben die Regierungsfraktionen
am 17.09. ihren Schlingerkurs fortgesetzt. Auf Antrag der SPD-Fraktion sollte
vor einer abschließenden Zustimmung Niedersachsens zu einer weiteren Fahr-
rinnenanpassung der Elbe eine Feststellung durch den Landtag darüber erfol-
gen, ob die in einer Kabinettsvorlage formulierten Auflagen zu Deichsicherheit,
ökologischen Beeinträchtigungen usw. auch tatsächlich eingehalten werden. In
einer hitzigen Debatte, in der insbesondere die CDU versuchte, ihre Kehrtwende
in Sachen Elbvertiefung zu rechtfertigen, stand am Ende eine Ausschussüber-
weisung des SPD-Antrages, obwohl eine sofortige Abstimmung beantragt wur-
de.

Privatisierung als
Ideologie

Die Landesregierung plant die Privatisie-
rung der Seehäfen. Wirtschaftsminister
Hirche will die Hafenämter in Emden,
Norden, Wilhelmshaven, Brake und Cux-
haven zum 1.1.2005 in eine GmbH Co.
KG mit Sitz in Oldenburg umwandeln. In
einer Expertenanhörung des Parlaments-
ausschusses für Häfen und Schifffahrt
wurde die geplante Privatisierung kritisch
beurteilt, vor allem weil nicht überzeugend
dargelegt werden konnte, welchen Vorteil
die Umwandung der Ämter in eine priva-
te Rechtsform mit sich brächte.
Die Landesregierung verfolgt mit der Pri-
vatisierung offenbar zwei Ziele: Sie will
die Landeszuschüsse absenken und die
Landesverwaltung aus ideologischen
Gründen weiter »verschlanken«. Der nie-
dersächsischen Hafenwirtschaft und den
Beschäftigten nützt dies jedoch nicht.
In der letzten Woche hat die Landesregie-
rung ein Hafensicherheitsgesetz in den
Landtag eingebracht, mit dem die Privati-
sierung in weiten Teilen schon vorweg
genommen wurde. Damit privatisiert Hir-
che auch das hoheitliche Handeln der
Hafenverwaltung, das nach dem Grund-
gesetz nur von Bediensteten des Staates
ausgeübt werden kann auf eine GmbH &
Co. KG. Die SPD-Landtagsfraktion hat
massive verfassungsrechtliche Bedenken
gegen diese Pläne.
Mehr Infos im Internet: http://www.spd-
landtag-nds.de/web/content . jsp?
nodeId=6461&lang=de (Achtung, ge-
schützter Bereich, s.Artikel S.2)

Kurz notiert: Beamtenrecht – Kein goldener Handschlag
Die CDU/FDP Landesregierung beabsichtigt, den von ihr angestrebten Stellenabbau
im Rahmen der Verwaltungsreform teilweise dadurch zu erreichen, das Beamtinnen
und Beamte bei einer Umbildung von Behörden in den einstweiligen Ruhestand ver-
setzt werden können. Diejenigen, die davon Gebrauch machen wollen, können sich
nach Vorstellung der Landesregierung einfach an eine Behörde versetzen lassen, die
künftig aufgelöst werden soll. Mit dem von der SPD-Fraktion vorgelegten Gesetzent-
wurf sollen derartige Tauschgeschäfte unterbunden werden. In Zeiten von Hartz-IV ist
es nicht vermittelbar, dass reihenweise Beamte mit dem golden Handschlag in den
einstweiligen Ruhestand versetzt werden sollen.
Mehr Infos im Internet: http://www.spd-landtag-nds.de/web/content.jsp?
nodeId=6445&lang=de (Achtung, geschützter Bereich, s.Artikel S.2)

Hans-Dieter Haase,

Während Regierungschef Wulff einen
Blankoscheck für dieses ökonomisch und
ökologisch unsinnige Mammutprojekt ha-
ben wollte, hat die Bundesregierung die
Bedenken der Menschen in der Region
ernst genommen und die Aufnahme der
Elbvertiefung in den Bundesverkehrswege-
plan zurückgestellt. Bislang liegen nur Ge-
fälligkeitsgutachten für das 350 Millionen
Euro teure Projekt vor. Dies ist nicht aus-
reichend, um die tatsächlichen Auswir-
kungen einer erneuten Fahrrinnenanpas-
sung bewerten zu können. Aus diesem
Grund fordert die Bundesregierung wei-
tere umfangreiche Gutachten ein und stellt
die Entscheidung unter den Vorbehalt des
Bundesumweltministeriums.

Während die Landesregierung frühzeitig
ihre Zustimmung zur Elbvertiefung signa-
lisierte, haben die SPD-Politiker aus der
Region gegenüber der Bundesregierung
die Interessen Niedersachsens vertreten.
Die SPD-Fraktion ist froh, dass die Lobby-
isten Hamburgs in der niedersächsischen
Landesregierung vom Bund gestoppt wor-
den sind.

Das intransparente Verfahren der Regie-
rungsfraktionen über eine weitere Elbver-
tiefung wurde wieder einmal deutlich.
Denn sonst hätte sie ohne Probleme dem

Antrag der SPD – der wesentliche Teile
eines alten CDU-Antrages aus der letzten
Legislaturperiode enthält – zustimmen
können.Damit wäre der Weg für eine Ein-
beziehung und Entscheidungsfindung des
Landtages in dieser Frage geöffnet.

Mehr Infos im Internet:
http://www.spd-landtag-nds.de/web/
content.jsp?nodeId=6463&lang=de (Ach-
tung, geschützter Bereich, s.Artikel S.2)

Bingo wird zur Mogelpackung

Die Strategie des Umweltministers zur
Zerschlagung der erfolgreichen Bingo-
Umweltlotterie ist nicht aufgegangen. Der
Minister wollte die Mittel der Bingo-Lotte-
rie und der Wattenmeerstiftung zweck-
fremd der von seinem Haus verwalteten
Niedersächsischen Umweltstiftung zu-
schlagen. Erfolg hatte Sander dagegen
bei den Kürzungen. Für das Jahr 2005
hat die Landesregierung nun eine weite-
re Kürzung von 1 Million Euro beschlos-
sen. Auf Antrag der SPD hat sich nun
auch der Landtag mit diesem Thema be-
fasst. Denn was die Landesregierung
plant, ist nichts anderes als Betrug an
den Bingo-Spielern. Ihnen wird vorge-
gaukelt, sie unterstützten mit dem Loskauf
sinnvolle Umweltprojekte. In Wirklichkeit
aber wird der Großteil der Erlöse zum
Stopfen von Haushaltslöchern miss-
braucht.
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Lügenbaron Wulff:
Flugblatt-Aktion der SPD-Landtagsfraktion

Konnexität: Nur weiße Salbe
für Kommunen

Es ist ein Paradigmenwechsel in der Poli-
tik der SPD im Niedersächsischen Land-
tag: Unabhängig von der jeweiligen par-
teipolitischen Regierungsmehrheit soll in
Zukunft der Gestaltungswille der Landes-
politik an den Toren der Städte und Ge-
meinden enden, solange die Kommunen
ihren Aufwand vom Land nicht voll er-
setzt bekommen. Geht es nach dem Wil-
len der niedersächsischen SPD-Landtags-
fraktion, dann wird die Landesverfassung
dahingehend geändert, dass die Kom-
munen ein Vetorecht gegen alle Landes-
gesetze erhalten, bei denen sie mit der
Regelung der finanziellen Folgekosten
nicht einverstanden sind. Ausführungsge-
setze für Bundes- und Europarecht ein-
geschlossen.
Ein solches Vetorecht der Kommunen
(auch bekannt als »Österreichisches Mo-
dell«) hatte vor der Wahl auch die CDU
versprochen. Doch der Gesetzentwurf der
Regierungsfraktionen, der jetzt erstmals
im Landtag beraten wurde, bietet den
Städten und Gemeinden nur weiße Sal-
be.
CDU und FDP sind auf die Stimmen der
SPD angewiesen, um die Verfassung zu
ändern. Bevor die SPD-Landtagsfraktion
der Verfassungsänderung zustimmt, muss
es in folgenden Punkten substantielle Ver-
besserungen geben:

• Einführung eines Verbandsklagerechts
für die Kommunalen Spitzenverbände
sowie des vom Ministerpräsidenten
versprochenen Vetorechts für die Kom-
munen.

• Sicherstellung, dass Konnexität und
Konsultation nicht einfach dadurch
ausgehebelt werden können, dass das
Gesetz nicht durch die Landesregie-
rung, sondern durch die Regierungs-
fraktionen eingebracht wird.

• Keine Beschränkung des Konnexitäts-
Ausgleichs auf »unabweisbare Mehr-
belastungen«, wie dies von CDU und
FDP beabsichtigt ist. Es müssen die ent-
stehenden notwendigen Mehrbelas-
tungen ersetzt werden.

• Viertens müssen die vorgesehenen
Restriktionen bei der Erstattung von
Kosten überarbeitet werden, wenn
bereits bestehende kommunale Aufga-
ben von Seiten des Landes verändert
werden und dadurch Kosten für die
Kommunen entstehen. Was CDU und
FDP sich hier als »Bagatellgrenze«
vorstellen, ist gerade für die ärmeren
Kommunen nicht hinnehmbar.

Die SPD-Fraktion im Niedersächsischen
Landtag hält eine umfangreiche Reihe von
Flugblättern zur aktuellen Landespolitik
bereit. Sie eignen sich sowohl zur Mitglie-
derinformation als auch für Infostände
und Hausverteilungen. Themen sind (1)
Schulpolitik, (2) Ländlicher Raum, (3) In-
tegration, (4) Verwaltungsreform, (5) Bin-
go, (6) Ehrenamt, (7) Kommunalpolitik,
(8) Landesbedienstete, (9) Familien und
Kinder und (10) Sozialpolitik.
Die Druckvorlagen für die Flugblätter ste-
hen als Download auf den Internetseiten
der Fraktion zur Verfügung. Adresse:
http://www.spd-landtag-nds.de, Rubrik
Flugblätter September 2004. Für den
Download ist ein Zugang zum »Nieder-
sachsen-Netzwerk« notwendig.

Nachfragen und nähere Informationen
bei Thilo Scholz (thilo.scholz@lt.nieder-
sachsen.de, Tel. 0511/3030-4038).

Kurz notiert:

Geplante Abschaffung Widerspruchsverfahren
Während bundesweit der Trend hin zu außergerichtlicher Streitschlichtung und Gü-
teverhandlungen zunimmt, will die CDU/FDP-Landesregierung Bürgerinnen und Bür-
gern durch die weitgehende Abschaffung des Widerspruchsverfahrens den außer-
gerichtlichen Rechtsschutz abschneiden und auf den teuren Klageweg verweisen.
Wenn sich CDU und FDP durchsetzen, wird es für Bürgerinnen und Bürger künftig
sehr teuer, gegen Verwaltungsentscheidungen etwa im Bereich des Wohngeldes,
der Jugendhilfe, des Bafögs aber auch gegen kommunale Gebührenbescheide vor-
zugehen. Die SPD-Landtagsfraktion setzt sich deshalb für flexible und bürgernahe
Verwaltungsverfahren ein und will die Abschaffung des bürgernahen Rechtsschut-
zes verhindern.
Weitere Informationen im Internet: http://www.spd-landtag-nds.de/web/
content.jsp?nodeId=6447&lang=de

Link-Tipps:
http://www.spd-landtag-nds.de
Die SPD-Fraktion im Niedersächsischen Landtag und ihr »Niedersachsen-Netzwerk«.

http://www.spd-niedersachsen.de
Homepage des SPD-Landesverbandes Niedersachsen.

http://www.arbeitsmarktreform.spd.de/servlet/PB/menu/1034926/index.html
Die Sonderseiten des SPD-Parteivorstands zu HARTZ IV.

http://www.wahlrecht.de
Informationen zu Wahlen, Wahlrecht und Wahlsystemen. Besonders spannend: die
stets aktuellen Umfragen zu Bundes- und Landtagswahlen.

http://www.election.de
Umfragen, Wahlsysteme und Informationen zu Bund und Ländern, aber auch für ande-
re Staaten. Derzeit der Hit: der Poll-Tracker zu den US-Präsidentschaftswahlen.

http://babelfish.altavista.com/
Der bewährte Internet-Übersetzungsservice nicht nur für die Fans von Douglas Adams.


